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POLEN

Talfahrt ohne Ende?
Hubert Gabrisch, Hamburg

Der bisherige 1. Selcretär der Polnischen Vereinigten Arbeiterpartei (PVAP), Stanislaw Kania, wurde durch 
den iVlinisterpräsidenten und Verteidigungsminister, Générai Wojciech Jaruzeisl<i, abgelöst. Die Ablösung 
erfolgte vor dem Hintergrund einer sich dramatisch zuspitzenden Wirtschaftskrise, die alle pessimisti
schen Erwartungen des vergangenen Jahres noch weit übertrifft. Kania ist es zwar gelungen, eine bürger
kriegsähnliche Situation in Polen zu vermeiden. Unter seiner Führung verblieb die PVAP allerdings gegen
über den sich auftürmenden Problemen in einer passiven Rolle. Ob es jedoch Jaruzelski mit den Methoden 
einer „Kriegswirtschaft“ gelingen wird, der Probleme Herr zu werden, ist fraglich. Denn der Handlungs
spielraum ist in den letzten IVlonaten, in denen er bereits IVlinisterpräsident war, eher kleiner geworden.

Im Herbst 1980 hoffte die polnische Führung noch, die 
wirtschaftlichen Schwierigkeiten des Landes, die En

de der 70er Jahre zum Ausbruch gekommen waren, re
lativ schnell in den Griff zu bekommen. Diese Hoffnung 
hat sich allerdings im Laufe des Jahres 1981 als Illusion 
herausgestellt. Gegenwärtig ist vielmehr damit zu rech
nen, daß das materielle Nationalprodukt Polens um 15 
bis 20 % gegenüberdem Vorjahr zurückgehen wird. Im 
ursprünglichen Wirtschaftsplan für 1981 war noch opti
mistisch ein Nullwachstum für möglich gehalten wor
den. Aber bereits im Januar lagen die Schätzungen der 
Führung bei -3,7 % und im April bei -9 % \  Das im Juli 
vorgelegte Regierungsprogramm zur Überwindung der 
Krise geht nun von -15 % aus^.

Die Fehleinschätzung der Führung vom Herbst 1980 
zeichnete sich bereits ab, als der Volkswirtschaftsplan 
für 1981 in wichtigen Bereichen nicht ausgeglichen bi
lanziert werden konnte. Er sah z. B. nur eine reale Stei-

' Nach Angaben des damaligen ZK-Sekretärs T. G r a b s k i  in :T ry- 
buna Ludu vom 15. 1. 1981, S. 3. Vgl. auch Report on economic and 
payments Situation in Poland and outlines of its economic policy, S. 42 
(unveröffentlichter Bericht der polnischen Regierung vom April dieses 
Jahres).

 ̂ Vgl. Rzgdowy program przezwyci§zania kryzysu oraz stabilizowania 
gospodarki kraju, W arszawa (Juli) 1981, S. 52.

Hubert Gabrisch, 30, Dipi.-Voll<swirt, ist wissen
schaftiicher Mitarbeiter in der Abteilung Sozialisti
sche Länder und Osf-West-Wirtschaftsbeziehun- 
gen des HWWA-Institut für Wirtschaftsforschung- 
Hamburg.

gerung der Konsumgüterversorgung und des Dienstlei
stungsangebots um 3 % vor, während die Geldeinkom
men der Bevölkerung um ca. 18 % ansteigen sollten. 
Dies war eine Folge der sozialpolitischen Verpflichtun
gen, die die Regierung in den Vereinbarungen mit den 
Streikkomitees vom September 1980 übernommen hat
te.

Dramatische Verschlechterung

Die Talfahrt der Wirtschaft in den ersten sechs Mona
ten 1981 wird durch die Daten in Tabelle 2 eindrucksvoll 
wiedergegeben.

Ende Juli

□  sind die nominalen Geldeinkommen der Bevölke
rung gegenüber dem Vergleichszeitpunkt des Vorjah
res statt wie geplant um 18 % um 30,4 % gestiegen®;

□  ist der Export in die westlichen Länder um 35,4 % 
und der Import aus diesen Ländern um 48 % zurückge- 
gangen^:

□  ist die Verschuldung in den westlichen Ländern auf 
27 Mrd. $ angestiegen;

□  wird das Defizit im Staatshaushalt für 1981 nicht wie 
geplant auf nur 120 Mrd. zl, sondern bereits auf 217 
Mrd. zl geschätzt®;

^ G/owny Urzad Statystyczny (GUS): Gospodarka w lipcu, in: Zycie go
spodarcze Nr. 35 vom 30. 8 .1981, S. 2.

'* Vgl. o. V.: GUS-bije na alarm, in: Trybuna Ludu vom 15./16. 8 .1981, 
S. 1.

® Vgl. die Sejm-Rede des Planungschefs Z. M a d e j : Za/ozenia rz§- 
dowego programu przezwyciçzenia kryzysu oraz stabilizowania gospo
darki kraju, in: Trybuna Ludu vom 3. 7 .1981, S. 2.
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Tabelle 1

Hauptindikatoren der wirtschaftlichen Entwicklung 
1971 -1980

(Jährliche W achstumsraten auf der Basis fester Preise)

1971-1975 1976-1980 
durchschnittlich

1979 1980

Materielles Nationalprodukt 9,8 1,3 -2 ,3  -  5,4
Veraiendetes Nationalprodukt 12,0 0,1 -3 ,4  -  5,9
Bruttoindustrieproduktion 10,6 4,4 2,5 -  1,3
Bruttoagrarproduktion 3,7 -1 ,3  - 1 ,4  -  9,6
Arbeitsproduktivität“ 8,2 2,0 - 1 ,5  -  4,0
Kapitalproduktivität'’ 1,7 -6 ,6  -9 ,6  -1 1 ,0

“Gesamtwirtschaftliche Arbeitsproduktivität, d.h. materielles National
produkt pro 1 Beschäftigten in der Sphäre materieller Produktion; '’ma
terielles Nationalprodukt pro 1 zl Anlagekapital in der Sphäre materieller 
Produktion.

Q u e l l e n :  Eigene Berechnung auf Basis des Rz^dowy raport o sta- 
nie gospodarki, W arszawa (Juli) 1981, S. 120, Tab. 1, und des G liOW NY 
URZAD STATYSTYCZNY (GUS): Rocznik statystyczny, Warszawa, 
verschiedene Jahrgänge.

Tabelle 2

Wirtschaftliche Entwicklung im 1. Halbjahr 1981

Plan 1981 
1980 =  100

1. Hj. 1981 
I .H j.  1980 =  100

industrielle Bruttoproduktion ca. 100 87,5
Arbeitsproduktivität 

in der Industrie 87,8
in der Bauwirtschaft 82,8

Einzelhandelsumsätze 102,8 98,2
Nominaler Lohnfonds“ 116,0 126,5
Nominallohn“ 126,0
Lebenshaltungskosten Über 115
Export 105,0 77,2
Import 97,0 84,5
Investitionen“ 85,0 77,0
Steinkohleförderung 97,4 78,2
Rohölverarbeitung 80,7
Stromerzeugung 95,2
Rohstahlerzeugung 90,4 87,9
Elektrolysekupfer 89,0
Maschinen und Anlagen für die 

Landwirtschaft 84,4
Zement 78,6

“Sozialistischer (=  staatlicher und genossenschaftlicher) Sektor.

Q u e l l e :  G U S : Komunikat Gföwnego Urzgdu Statystycznego o sy- 
tuacji spofeczno-gospodarozej kraju w I. poiroczu 1981, in: Trybuna 
Ludu vom 2 8 .7 .1981 , S. 4.

□  sind nach Schätzungen einer von der Regierung ein
gesetzten unabhängigen Kommission zur Begutach
tung der wirtschaftlichen Lage mittlerweile 600 bis 800 
Mrd. zl, d. h. mehr als ein Drittel der Geldeinkommen im 
Jahre 1981, ohne Warendeckung (Ende 1980: ca. 510 
Mrd. zl)®.

Die soziale Lage der Bevölkerung hat sich dramatisch 
verschlechtert. Fleisch und viele andere Lebensmittel 
sind -  wenn überhaupt -  nur noch auf Karten zu erhal

ten. Fast alle nicht über Bezugscheine bewirtschafte
ten Konsumgüter sind zum Gegenstand der Spekula
tion geworden. Schätzte man Ende 1980 den Anteil der 
Bevölkerung, der am Rande des sozialen Existenzmini
mums lebt, auf ca. ein Sechstel, so dürften mittlerweile 
immer mehr Bevölkerungskreise an dieser Grenze an
gelangt sein. Betroffen sind vor allem kinderreiche Ar
beiterfamilien und Rentnerhaushalte.

Anzeichen für eine Wende?

Trotzdem sind Anzeichen zu erkennen, die auf ein 
Ende der Talfahrt hinweisen könnten. Diese sind im 
Herbst 1981 jedoch allein bei der Landwirtschaft zu fin
den. Sie konnte nach dem schlechten Vorjahresergeb
nis wieder gute Ernten verzeichnen. Die Getreideernte 
stellt mit ca. 20 Mill. t einen Rekord dar. Sie ist um ca. 3,6 
Mill. t, d. h. um 22 % gegenüber 1980 angewachsen. 
Die Kartoffelernte nahm um 52 % auf 40 Mill. t zu, liegt 
aber noch unter den Spitzenergebnissen der Jahre 
1978 und 1979^.

Diese Resultate sollten indes nicht überbewertet wer
den. Sie sind weniger das Ergebnis der veränderten 
Agrarpolitik der Regierung als vielmehr der guten Witte
rungsbedingungen gewesen. Die in der neuen Agrarpo
litik versprochene Förderung der Privatbauern wird vor
aussichtlich erst in den nächsten Jahren zu greifbaren 
Ergebnissen führen. Die Erhöhung der Ankaufspreise 
für tierische Produkte im Sommer dieses Jahres hat 
deshalb auch noch keine positiven Wirkungen hervorru
fen können. Die Versorgung mit Nahrungsgütern tieri
scher Herkunft hat sich vielmehr katastrophal ver
schlechtert. Der Bestand an Rindern ist Ende Juni 1981 
gegenüber dem Vergleichszeitpunkt im Vorjahr um 
3,7 % und an Schweinen um 13,3 % zurückgegangen. 
Der Ankauf von Schlachtvieh durch den Staat, die 
Grundlage der Fleischversorgung in den Städten also, 
ist um 18,4 % zurückgegangen®.

Werden die guten Ernteergebnisse auch zu einer ge
wissen Entspannung in der Versorgung mit Nahrungs
mitteln pflanzlicher Herkunft und voraussichtlich auch 
zu einem um 3 bis 4 Mill. Tonnen geringeren Import von 
Getreide führen als 1980/81, so bleibt die Lage insge
samt auf den Konsumgütermärkten und insbesondere 
in der Fleischversorgung nach wie vor prekär.

Da auch die Förderung von Steinkohle, dem wichtig
sten Energieträger der polnischen Volkswirtschaft, zu
rückgeht, wird aller Voraussicht nach der kommende

® Vgl. Rzgdowy raport o stanie gospodarki, Warszawa (Juli) 1981, S. 8.

 ̂ V g l.J . W i s n i o w s k i :  Po zbiorach: Nadzieje I realia, in: Trybuna 
Ludu vom 24. 9. 1981, 8 .3 .

 ̂ Vgl. GUS, a.a.Q.
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Winter zu dem für die Bevölkerung Polens schwersten 
seit Mitte der 50er Jahre werden.

Verpaßte Chancen

Für die schnelle Talfahrt 1981 sind vor allem drei 
Gründe anzuführen:

□  Die außenwirtschaftiiche Barriere: Polen muß in die
sem Jahr die notwendigen Importe fast ausschließlich 
aus den laufenden Exporteinnahmen finanzieren. Zwar 
ist es gelungen, von den für 1981 anstehenden Schul
dendienstleistungen an die westlichen Gläubiger In Hö
he von ursprünglich 9,7 Mrd. $ ca. 5 Mrd. durch eine 
Umschuldungsaktion auf die Jahre 1986 bis 1990 zu 
verschieben, so daß nicht mehr wie in den vergangenen 
Jahren 70 bis 90 % der Exporteinnahmen in harten De
visen durch Tilgung und Zinszahlungen absorbiert wer
den. Jedoch sind die Exporte in den Westen so dra
stisch zurückgegangen, daß 1981 höchstens 60 % der 
Devisensumme, die noch 1980 für den Import von Roh
stoffen und Halbwaren ausgegeben worden war, zur 
Verfügung stehen®. Real dürfte der Rückgang der Im
porte noch größer werden.

□  Die büroi<ratische Barriere: Die Regierung ist vom 
Herbst 1980 bis zum Sommer 1981 nicht in der Lage ge
wesen, die wirtschaftliche Situation in ihrer ganzen 
Schärfe zu erfassen und damit die Grundlage für ein wir
kungsvolles Antikrisenprogramm zu schaffen. Dadurch 
ist wertvolle Zeit verlorengegangen. Zeugnis dafür ist 
der bereits im Herbst letzten Jahres angekündigte Be
richt zur Wirtschaftslage. Er sollte zunächst von der 
Wirtschaftsadministration in den verschiedenen Mini
sterien unter Federführung der Plankommission abge
faßt werden, also ausgerechnet von den bürokratischen 
Institutionen und Branchenlobbies, die in den vergange
nen Jahren in hohem Maße mitverantwortlich für Fehl
planungen und -entscheidungen gewesen waren und 
die natürlich kein Interesse an einer zu genauen Analy
se der Krisenursachen besaßen -  zumal sie im Falle ei
ner Wirtschaftsreform mit einer Beschneidung ihrer 
Kompetenzen rechnen mußten. Die schließlich vorge
legten Berichte stießen in der Öffentlichkeit und im Sejm 
-  dem polnischen Parlament -  auf scharfe Kritik und 
mußten zurückgenommen werden. Erst im Juli 1981 lag 
dann die Analyse einer unabhängigen Expertengruppe 
vor.

□  Die innenpoiitische Barriere: Von entscheidender 
Bedeutung ist jedoch gewesen, daß die Führung kein 
Programm entwickelte, welches von der Bevölkerung

® Vgl. den stellvertretenden Planungschef S. D I u g o s z in: W pos- 
zukiwaniu lekarstwa na eksport, in: Zycie gospodarcze vom 30.8 .1981 , 
S. 4.

und insbesondere von der unabhängigen Gewerkschaft 
„Solidarität“ („Solidarnosc“ ) politisch akzeptiert wurde. 
Der politische Konflikt entzündete sich weniger an den 
einzelnen wirtschaftspolitischen Maßnahmen, die die 
Regierung vorschlug, als vielmehr an der Art und Wei
se, wie diese Maßnahmen geplant, beschlossen und 
schließlich umgesetzt werden sollten -  nämlich weitge
hend ohne Beteiligung der Gewerkschaften und zum 
Teil für die Bevölkerung überraschend. Die Gewerk
schaften sahen darin einen Verstoß gegen die Abkom
men vom September letzten Jahres und die Rückkehr 
zu den alten politischen Methoden. Dadurch sind die 
wirtschaftspolitischen Beschlüsse -  etwa über Preis
erhöhungen und Investitionsstopps sowie die Gesetze 
über die Unternehmensreform und Arbeiterselbstver
waltung -  von vornherein auf Widerstand gestoßen und 
-w ied ieP re iserhöhungen-w eitgehend unwirksam ge
blieben. Im Falle der Erhöhungen des Brotpreises um 
200 bis 300 % setzten die Gewerkschaften hohe Re- 
kompensationszahlungen durch. Die Vorgehensweise 
der Führung nach alten Mustern zog eine Radikalisie
rung der Gewerkschaften nach sich, die den Hand
lungsspielraum der Führung weiter einengt. „Solidar
nosc“ verlangt immer mehr institutioneile Garantien wie 
z. B. eine weitgehende Arbeiterselbstverwaltung, die 
noch über das jugoslawische Modell hinausgeht.

Ungerechtfertigte Kritik

Die polnische Regierung und die anderen RGW- 
Staaten versuchen, den unabhängigen Gewerkschaf
ten die Hauptschuld für die Wirtschaftskrise anzulasten. 
Dem ist entgegenzuhalten, daß es ohne die Streiks 
1980 und die Entstehung von „Solidarnosc“ zwar nicht 
die erheblichen Arbeitszeitverkürzungen (Einführung 
der freien Samstage, Beseitigung der Sonntags- und 
Überstundenarbeit im Steinkohlebergbau) von ca. 
20 % und die umfangreichen Lohnerhöhungen gege
ben hätte, es jedoch auch ohne unabhängige Gewerk
schaften wahrscheinlich zu einem Zusammenbruch der 
bisherigen Wirtschaftsstrategie gekommen wäre. Die 
wachsenden Schuldendienstleistungen hätten zu einer 
Verringerung der Rohstoffimporte und damit zu Produk
tionsausfällen etwa in der Höhe geführt, die heute den 
Arbeitszeitverkürzungen zugeschrieben wird.

Die Arbeitszeitverkürzungen und Einkommenserhö
hungen werden außerdem von der Bevölkerung als ge
recht angesehen. Die Arbeitsintensivierung in den letz
ten Jahren, insbesondere durch Sonntagsschichten 
und Überstunden, war zu Lasten der Gesundheit und 
der Arbeitssicherheit gegangen. Sie zeugte bereits von 
einer nichtoptimalen und damit verschwenderischen 
Bewirtschaftung der Ressourcen und führte zu Zu
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wachsraten, die nicht als das Ergebnis einer normalen 
Entwicklung angesehen werden können. Die Kritik an 
„Solidarnosc“ verwechselt somit Ursache und Wirkung.

Begrenzter Handlungsspielraum

Eine langfristige Überwindung der tiefen Wirtschafts
krise erfordert einschneidende wirtschaftspolitische 
Maßnahmen in drei Richtungen:

□  Es sind institutioneile und organisatorische Verän
derungen in Staat und Wirtschaftsadministration not
wendig, um das Planungs- und Leitungssystem lei
stungsfähiger zu machen. Diese Entbürokratisierung 
kann nicht auf einen späteren Zeitpunkt verschoben 
werden. Sie ist nicht nur eine wesentliche Vorausset
zung für eine wirkungsvolle operative Wirtschaftspolitik, 
sondern auch für den Erfolg einer umfassenden Wirt
schaftsreform.

□  Die Rückkehr zum Marktgleichgewicht und die 
Durchführung der geplanten Wirtschaftsreform setzen 
eine gründliche Reform des Preis- und Einkommenssy
stems voraus.

□  Eine rationelle Ausnutzung der knapper werdenden 
Rohstoffe, Rohmaterialien und Devisen verlangt sub
stantielle Veränderungen in den bestehenden Produk
tions-, Beschäftigungs-, Investitions- und Außenwirt
schaftsstrukturen.

Der wirtschaftliche und politische Handlungsspiel
raum der Regierung ist allerdings äußerst begrenzt:

Die außenwirtschaftlichen Probleme -  vor allem die 
Verschuldung -  zwingen mittel- und langfristig zu Maß
nahmen, die eine Verringerung der Rohstoff- und Roh
materialimporte bedeuten. Das begrenzt die Wachs
tumsmöglichkeiten der importabhängigen polnischen 
Industrie. Außerdem müssen neue Exportanstrengun
gen unternommen werden, die wiederum eine Beein
trächtigung der Binnenmarktversorgung nach sich zie
hen.

Die Regierung ist verpflichtet, die Abkommen von 
Gdansk (Danzig), Szczecin (Stettin) und Jastrz§bie mit 
den Gewerkschaften vom September letzten Jahres zu 
erfüllen. Das bedeutet, soweit es um die ökonomischen 
Verpflichtungen geht, Beibehaltung der Arbeitszeitver
kürzungen sowie Erhöhung der Löhne und Soziallei
stungen.

Vorgesehene Regierungsmaßnahmen

Im Juli legte die Regierung nun ein Programm vor, 
das sieben Schwerpunktmaßnahmen vorsieht, die den 
heutigen Erfordernissen einigermaßen zu entsprechen 
scheinen^®:

564

□  Förderung der Landwirtschaft und hier insbesondere 
der Individualbauern sowie Entwicklung der Lebensmit
telindustrie mit den Zielen, die landwirtschaftliche Pro
duktion zu intensivieren und die agrarischen Rohstoffe 
in der Lebensmittelerzeugung effizienter zu verwerten;

□  Maßnahmen zur Einsparung von Rohstoffen, haupt
sächlich durch Umstrukturierungen in der Industriepro
duktion, aber auch durch Stillegung besonders energie
aufwendiger Produktionsanlagen; Förderung der ex
traktiven Industrien, insbesondere des Kohlebergbaus;

□  schrittweise Rückkehr zum Gleichgewicht zwischen 
Konsumgüterangebot und -nachfrage und Bremsung 
des inflationären Prozesses durch eine Preis- und 
Lohnreform;

□  Budgeteinsparungen;

□  Investitionskürzungen und -Umstrukturierungen vor 
allem in der Schwerindustrie; Förderung der Konsum
güter- und Exportindustrien;

□  Beschäftigungsumstrukturierungen und Freisetzung 
von Arbeitskräften auf breiter Front;

□  Exportförderung.

Durch diese Maßnahmen sollen das Nationalprodukt 
nach fünf bis sechs Jahren, die Industrieproduktion 
nach drei bis vier Jahren und die landwirtschaftliche 
Produktion nach zwei bis drei Jahren wieder den höch
sten Stand vor der polnischen Wirtschaftskrise erreicht 
haben. Mit einem Abbau der Auslandsverschuldung, 
die einen Höchststand mit 33,5 Mrd. $ erreichen soll, 
wird erst ab 1986 gerechnet.

Legt man einen Rückgang des Nationalprodukts um 
15 % für 1981 zugrunde, so müßte die jährliche durch
schnittliche Wachstumsrate zwischen 1982 und 1985/ 
86 3,9 bis 4,9 % betragen. Die Industrieproduktion 
müßte um ca. 4 % jährlich zunehmen. Derartige Zu
wachsraten müssen allerdings vor dem Hintergrund der 
bisherigen Entwicklung als zu optimistisch angesehen 
werden.

Erschwerend bei der Verwirklichung dieses Pro
gramms kommt hinzu, daß die Führung gezwungen ist, 
die Mitbestimmungsrechte der unabhängigen Gewerk
schaften zu beachten. Die großen Unbekannten in die
sem Zusammenhang sind die Richtung und der Umfang 
der Enweiterung der Mitbestimmungsrechte in der aller
nächsten Zukunft. Die Auseinandersetzungen über die 
Arbeiterselbstverwaltung, die zukünftige Zusammen
setzung des Parlaments, die Form der Parlamentswah
len usw. sind noch nicht abgeschlossen.

Vgl. Rz§dowy program przezwyci§zania . . . ,  a.a.O.
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